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Umkämpfte Industriepolitik
Zwischen Geopolitik, grüner Wende, Digitalisierung und Corona (Editorial)

Julia Eder und Etienne Schneider

Nach der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/2009 kam es im globalen Norden zu 
einer viel diskutierten „Renaissance“ der Industriepolitik (Europäische Kommission 
(EK) 2014; siehe auch das Debattenforum im Kurswechsel 3/2013). Diese bezog sich vor 
allem auf die Rückkehr des Begriffs „Industriepolitik“ in den politischen Diskurs, da 
sie in der Praxis nie vollständig verschwunden war. Diesen Anschein hatte es lediglich, 
weil seit der Durchsetzung des Neoliberalismus mehrere Jahrzehnte lang die Förderung 
von Wettbewerb und die Schaffung guter Rahmenbedingungen für Unternehmen (‚ena-
bling business environment‘) im Zentrum von Industriepolitik standen. Diese soge-
nannte „horizontale“ Industriepolitik, im politischen Diskurs meist nicht als Industrie-, 
sondern als Wettbewerbspolitik bezeichnet, sollte industrielle Entwicklung unabhängig 
von bestimmten Industriezweigen durch Forschungsförderung oder Steueranreize 
unterstützen. Erst mit der Finanz- und Wirtschaftskrise kam Industriepolitik in Form 
sogenannter „selektiver“, „vertikaler“ oder „sektorspezifischer“ Maßnahmen, die auf 
bestimmte Industriezweige, Unternehmen oder Wertschöpfungsketten abzielen, wieder 
auf die politische Agenda (Aiginger 2015) – obgleich auch selektive Industriepolitik in 
der neoliberalen Ära vielfach praktiziert wurde, allerdings meist eher ‚unter der Hand‘. 
Im globalen Süden, insbesondere in den Ländern Ostasiens, wurde Industriepolitik 
hingegen nach wie vor durchaus explizit und offensiv betrieben. Allerdings erschwerten 
die Bedingungen der Strukturanpassungsprogramme des Internationalen 
Währungsfonds in vielen Staaten eine kongruente und wirksame Umsetzung industrie-
politischer Maßnahmen.

Während der Hochphase des Neoliberalismus (1980er bis Mitte der 2000er-Jahre) 
wurde Industriepolitik grundsätzlich als ‚marktverzerrender‘ Eingriff in die Wirtschaft 
abgelehnt (Warwick 2013). Nach der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise wurde In-
dustriepolitik als Instrument zur Gestaltung des Strukturwandels rehabilitiert. Dabei 
wurden vor allem die Vorzüge eines stabilen industriellen Sektors für die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung zunehmend wieder hervorgehoben. Dies lag nicht nur an der 
offen zutage getretenen Krisenanfälligkeit finanzialisierter Ökonomien. Weitere Vor-
teile ausgeprägter industrieller Wertschöpfung wurden wieder diskutiert, zum Beispiel, 
dass industrielle Aktivitäten besonders wachstums- und innovationsfördernd seien und 
auch größere Beschäftigungseffekte hätten (Andreoni/Gregory 2013: 27–29; Rehfeld/
Dankbaar 2015: 497; Warwick 2013: 7). Während mehrere Jahrzehnte die These von 
der zunehmenden Tertiarisierung der Wirtschaft und dem Wandel hin zu einer post-in-
dustriellen Gesellschaft vorgeherrscht hatte und auch als wünschenswert betrachtet 
wurde (Fourastié-These), wurde diese Entwicklungsautomatik seit der globalen Finanz- 
und Wirtschaftskrise zunehmend infrage gestellt (Bayer 2017: 23–24).

Stand die ‚erste Phase‘ dieser Renaissance der Industriepolitik in der Europäischen 
Union vor allem unter dem Vorzeichen der Krisenbearbeitung und der Suche nach 
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neuen, teils auch ‚grünen‘ Wachstumspotenzialen jenseits der offensichtlich krisenan-
fälligen postindustriellen, finanzialisierten Entwicklungsmodelle, zeichnet sich nun 
während der letzten Jahre eine zweite Phase ab, in der Industriepolitik für die digitale 
und ökologische Wende und jüngst auch zur Bewältigung der Corona-Krise in den 
Vordergrund tritt. Insbesondere mit Blick auf den disruptiven technologischen Wandel 
im Zusammenhang mit Automatisierung, Digitalisierung und künstlicher Intelligenz 
(Industrie 4.0; Ferrannini et al. 2021) und der damit verbundenen neuen Dynamik 
geopolitischer Konkurrenz werden seit einigen Jahren neue industriepolitische Akzen-
te gesetzt. Auch zur Bewältigung der immer stärker drängenden ökologischen Krise im 
Sinne einer Nachhaltigkeitstransformation wird Industriepolitik zunehmend eine zen-
trale Bedeutung beigemessen (Busch et al. 2018). 

Im Zuge dessen emanzipierte sich auch die industriepolitische Debatte – zumindest 
in Teilen – immer mehr von der Diskussion über die Korrektur von Marktversagen in 
Richtung der Frage, wie mittels Industriepolitik gesellschaftlich definierte Ziele und 
Transformationsprozesse angestoßen werden können (z. B. Mazzucato 2015, Aiginger/
Rodrik 2020, Bayer 2017: 46–49, Ferrannini et al. 2021, Pianta et al. 2020; Pianta/Luc-
chese 2020). Insofern spiegelt sich in der Renaissance der Industriepolitik auch eine 
Erschütterung neoliberaler Paradigmen wider, aus deren Sicht selektive industriepoli-
tische Interventionen stets Gefahr laufen, letztlich effizienzmindernd zu wirken, weil 
der Staat nicht wissen könne, welche Technologien und Produkte sich letztlich am 
Markt bewähren (Chang/Grabel 2004; Stiglitz et al. 2013). Darüber hinaus gewinnt 
derzeit ein neues Verständnis der wirtschaftspolitischen Rolle des Staates an Boden, 
nachdem der Staat durch Industriepolitik immer offener und verstärkt geopolitisch-
strategisch zur Unterstützung heimischer Unternehmen intervenieren soll. Damit zeich-
net sich auch eine „Renaissance interventionistischer Staatlichkeit“ ab (Staab/Piétron 
2020). 

Geopolitik

Eine wesentliche Ursache für die erhöhte Bereitschaft, staatliche Eingriffe in die Wirt-
schaft zu dulden, ist geopolitischer Natur. Mit dem Aufstieg Chinas und der ‚America 
First‘-Politik unter Donald Trump hat der Erhalt bzw. Aufbau industrieller Kapazitäten 
an Bedeutung gewonnen und schlägt sich nun auch in der EU in der Debatte über die 
Sicherung bzw. Wiedererlangung ‚technologischer Souveränität‘ angesichts der Be-
schleunigung des Innovationstempos (v. a. mit Blick auf Künstliche Intelligenz, Big Data, 
Plattformökonomie und 5G) nieder. Vor diesem Hintergrund analysiert Daniel Posch 
in seinem Beitrag die Motivation und die Ziele von Made in China 2025 – dem zentra-
len industriepolitischen Strategiepapier der Volksrepublik China. Er argumentiert, dass 
die Strategie vor allem einen Versuch Chinas darstellt, der so genannten mittleren 
Einkommensfalle zu entgehen, und dass die chinesischen Unternehmen in vielen Be-
reichen noch weit von der Position globaler technologischer Dominanz entfernt sind. 

Nichtsdestotrotz gibt die chinesische Industriestrategie Anstoß für grundlegende 
wirtschafts- und industriepolitische Rekonfigurationprozesse in der EU, die sich ins-
besondere in der deutschen Industriestrategie von 2019 und der neuen Industriestrate-
gie der EU niedergeschlagen haben. Etienne Schneider beleuchtet in seinem Beitrag zu 
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diesem Heft vor dem Hintergrund der Entwicklungstendenzen und Widersprüche des 
deutschen Wirtschaftsmodells die Interessenkonstellation und Konfliktlinien innerhalb 
des deutschen Machtblocks, welche sich in den Auseinandersetzungen um die deutsche 
Industriestrategie und die ‚Modernisierung‘ des europäischen Wettbewerbsrechts ver-
dichten. Er argumentiert, dass sich mit dem aktuellen Paradigmenwechsel nicht nur 
ein Bruch mit wichtigen Eckpfeilern ordoliberalen Denkens in Deutschland, sondern 
auch eine grundlegende Neuausrichtung der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise 
der EU abzeichnet, woraus sich auch neue Handlungsbedingungen für progressive In-
dustriepolitik innerhalb der EU ergeben. 

Christa Schlager und Michael Soder wiederum zeigen auf, wie die aktuellen Heraus-
forderungen im Bereich der Geopolitik, der Dekarbonisierung und der Digitalisierung 
auf EU-Ebene zur Ausarbeitung einer neuen EU-Industriestrategie geführt haben, die 
im März 2020 veröffentlicht wurde. Während das grundlegende Ziel – nach wie vor – 
die Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit bleibt, ist ein stärkerer Hang zum 
Interventionismus zu erkennen als in der vorangegangenen Periode. Ein Beispiel für 
die neue Ausrichtung sind die Debatten rund um die Reform des EU-Wettbewerbsrechts, 
die wieder verstärkt vertikale industriepolitische Maßnahmen ermöglichen würde. Auch 
die Important Projects of Common European Interest, die die strategische Autonomie der 
EU erhöhen sollen, sowie das Maßnahmenpaket rund um den European Green Deal 
stehen für diese Veränderung.

Die Debatten auf der EU-Ebene werden auch in Österreich – manche kritischer, 
andere wohlwollender – rezipiert, wie Julia Eder aufzeigt. In ihrem Beitrag arbeitet sie 
die Bedeutung der Industrie für die österreichische Volkswirtschaft heraus und gibt 
einen Überblick über die wichtigsten nationalen industriepolitischen Maßnahmen. 
Während die Digitalisierung der Industrie (‚Industrie 4.0‘) von einer breiten Koalition 
getragen wird, ist der Konsens im Bereich der Dekarbonisierung brüchiger. Zusätzliche 
Herausforderungen brachte die Corona-Pandemie, die auch in Österreich die indust-
rielle Produktion stark traf. Neben zahlreichen kurzfristigen Beihilfen wurde auch die 
Stärkung lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe gegenüber globalen Wertschöp-
fungsketten diskutiert, um die Widerstandsfähigkeit in Krisen zu erhöhen und die 
Umwelt zu schonen. Bald schon verlief diese Debatte aber im Sand, obwohl sie einen 
interessanten Anstoß für eine neu formulierte Industriestrategie hätte bieten können.

Ökologische Wende

Neben der geopolitischen Dimension steht die Renaissance interventionistischer, in-
dustriepolitischer Staatlichkeit auch im Zusammenhang einer neuen politischen Dy-
namik in Richtung grüner Wende bzw. Nachhaltigkeitstransformation. ‚Grüne‘ Indus-
triepolitik wird zwar schon mittlerweile seit über einem Jahrzehnt intensiv diskutiert 
(Rodrik 2014; Aiginger 2015). Die immer dramatischeren Auswirkungen der Klima-
krise und die neuen Klimaneutralitätsziele haben die Debatte über Industriepolitik für 
eine ökologische Wende und Transformation in den letzten Jahren allerdings noch 
einmal zusätzlich befeuert. Industriepolitik gilt zunehmend als zentrales Instrument, 
um die Wirtschaft zu dekarbonisieren und ihren Umbau in Richtung Klimaneutralität 
aktiv zu gestalten. Dies schlägt sich auch in der Debatte über einen Green New Deal 
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(Meyer 2019) und im European Green Deal nieder (kritisch Pianta/Lucchese 2020). Grü-
ne Industriepolitik war lange Zeit stark auf die Förderung von ‚grüner‘ Technologie 
und Innovation im Sinne von Effizienzsteigerung und inkrementeller ökologischer 
Modernisierung fokussiert. Industriepolitik im Sinne einer umfassenden sozial-öko-
logischen Wende muss jedoch weiter gehen und auf eine langfristig ausgerichtete und 
vorausschauende Transformation der gesamten Struktur der Wirtschaft abzielen. Hier-
bei kommt der Destabilisierung festgefahrener soziotechnischer Systeme auf fossiler 
Basis eine entscheidende Rolle zu (Pichler et al. 2021, Rosenbloom 2020). 

Ein zentrales und heftig umkämpftes Feld solcher industriepolitischer sozial-öko-
logischer Transformationsprozesse ist die Automobilindustrie. In ihrem Beitrag zu 
diesem Heft beleuchten Nora Krenmayr, Danyal Maneka, Melanie Pichler, Ulrich Brand, 
Heinz Högelsberger und Markus Wissen die Rolle der Industriepolitik auf EU-Ebene 
für den sozial-ökologischen Umbau der Automobil(zulieferer)industrie in Österreich. 
Sie argumentieren, dass die EU-Industriepolitik auf die Förderung von Innovation, neu-
en technischen Lösungen und Effizienzgewinnen fixiert bleibt und aufgrund der über-
geordneten Orientierung an internationaler Wettbewerbsfähigkeit eine tiefgreifende 
Transformation von Automobilindustrie und Mobilität insgesamt eher blockiert als 
fördert. Demgegenüber entwerfen sie Konturen einer transformativen Industriepolitik, 
die über den Kampf für den Erhalt von Arbeitsplätzen in der österreichischen Auto-
industrie im Sinne einer Erweiterung des gewerkschaftlichen Mandats auf ökologische 
Fragen hinausgeht. 

Valentin Vogl wiederum widmet sich in seinem Beitrag zu diesem Heft der Stahl-
industrie – einer Branche, die zwar für einen großen Anteil an Treibhausgasemissionen 
verantwortlich ist, bislang jedoch vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit in industrie-
politischen und sozialwissenschaftlichen Debatten erfahren hat. Aus der Perspektive 
der Energiegerechtigkeit zeigt er auf, dass die anvisierten Entwicklungspfade für die 
Dekarbonisierung und Transformation der Stahlbranche in der EU Gefahr laufen – so-
wohl mit Blick auf Verteilung als auch auf Anerkennung und Partizipation – bestehen-
de soziale Ungerechtigkeit und Machtverhältnisse zu verfestigen und zugleich neue 
Ungleichheiten hervorzubringen.

Digitalisierung

Neben Geopolitik und ökologischer Wende stellt die Digitalisierung die dritte zentra-
le Triebkraft hinter der aktuellen industriepolitischen Dynamik dar. Wie andere Fakto-
ren hat die Digitalisierung dabei das Potenzial, Ungleichgewichte abzuschwächen wie 
auch zu verschärfen. In den letzten Jahren wurde die Steuerung der digitalen Wende 
ein wichtiges Ziel der Industriepolitik von und in der EU. Bezogen auf die Digitalisie-
rung der Industrie wird im deutschsprachigen Raum häufig von Industrie 4.0 gespro-
chen. Diese zeichnet sich durch die zunehmend digitalisierte Organisation von Produk-
tionsprozess und Distribution aus, aber auch durch die digitale Vernetzung von Produ-
zentInnen, Endprodukt und KonsumentInnen (z. B. autonomes Fahren). In 

„intelligenten Fabriken“ arbeiten lernfähige Roboter mit künstlicher Intelligenz, zusätz-
lich werden das Internet der Dinge, Big Data, Cloud Computing und der 3D-Druck 
eingesetzt. Die Digitalisierung erlaubt eine zunehmende Autonomisierung, Flexibili-
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sierung und Individualisierung von industriellen Produktionsprozessen, u. a. durch die 
verbesserten Kontrollmöglichkeiten auf Distanz. Die Kehrseite ist allerdings eine Aus-
weitung der Möglichkeiten die Beschäftigten zu kontrollieren, was bis zur (nahezu) 
lückenlosen Überwachung der ArbeitnehmerInnen führen könnte (Fuchs 2018). Die 
Debatte zur digitalen Wende in der EU ist stark von der Befürchtung dominiert, in 
diesem Bereich immer weiter hinter die USA und China zurückzufallen. Aus diesem 
Grund werden einige Important Projects of Common European Interest genau in diesem 
Bereich forciert (EK 2019, 2020a; Buhr/Stehnken 2018). 

Darüber hinaus werden die durch die Digitalisierung neu geschaffenen Möglich-
keiten tiefgreifende Auswirkungen auf die so genannte „neue internationale Arbeits-
teilung“ haben (Fröbel et al. 1977). Diese zeichnete sich mehrere Jahrzehnte lang da-
durch aus, dass die Produktionsstätten in Länder (meist des globalen Südens oder der 
östlichen EU-Peripherie) mit niedrigen Löhnen ausgelagert wurden, während die wert-
schaffenden Kernaktivitäten (z.B. Forschung und Entwicklung, Design, Vertrieb) in den 
Zentrumsökonomien verblieben (Gereffi/Fernandez-Stark 2016: 14). Besonders aus-
geprägt war diese Entwicklungstendenz im Fall der BRD (Jean et al. 2020: 37ff.). Seit 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 lässt sich nun ein Rückgang internationaler 
Handelsverflechtungen beobachten, die ungefähr zu 50 % in Form globaler Wertschöp-
fungsketten bestehen (Raza 2020: 22–23). Es wird deshalb diskutiert, ob der globale 
Handel seinen Höhepunkt erreicht hat (peak trade) und ob künftig wieder vermehrt 
industrielle Produktionsstätten nach Europa zurückverlagert werden (reshoring oder 
nearshoring). Denn der Einsatz digitaler Technologien ermöglicht, Produktionsschritte 
wieder zusammen auszuführen (rebundling), die im Zuge der Globalisierung von Wert-
schöpfungsketten fragmentiert wurden. Statt outsourcing (Auslagerung von Tätigkeiten) 
könnte es in Zukunft vermehrt zu insourcing (Wiedereingliederung von Tätigkeiten) 
kommen (UNCTAD 2020: 144).

Diese Frage lässt sich nicht ohne weitere Differenzierungen beantworten. Die Digi-
talisierung industrieller Produktion ist je nach Land und Branche unterschiedlich weit 
fortgeschritten. Die Industrie 4.0-Technologien werden aktuell vor allem in kapitalin-
tensiven Industriezweigen mit hoher technologischer Intensität in den Zentrumsöko-
nomien eingesetzt (z. B. Autoindustrie, Maschinenbau, Elektronikindustrie) und dort 
wiederum größtenteils von großen Unternehmen (BMWi 2015: 7; Buhr/Stehnken 2018: 
5; Plattform Industrie 4.0 Deutschland 2020). Rückverlagerungen infolge von Digitali-
sierung sind in manchen Bereichen also eher möglich und wahrscheinlich als in ande-
ren. Allerdings verlief auch im Jahr 2014 noch fast die Hälfte der Wertschöpfungsketten 
vollständig innerhalb des EU-Raums. 25 % waren „gemischte‘“ Wertschöpfungsketten, 
die zwei oder mehr EU-Länder und mindestens einen Drittstaat umfassten, während 
26 % „reine“ globale Wertschöpfungsketten darstellten, die ein EU-Mitgliedstaat aus-
schließlich mit ProduzentInnen aus Drittstaaten unterhielt (Stöllinger et al. 2018: 40). 
Die im Zuge der Globalisierung erfolgten Auslagerungen betrafen allerdings vorrangig 
arbeitsintensive Produktionsschritte. Ob diese durch die Anwendung teurer Industrie 
4.0-Technologien bald wieder gewinnbringend in den Zentrumsökonomien durchge-
führt werden können, ist fraglich. 

So argumentiert Butollo (2020: 125), dass es infolge der Digitalisierung der Produk-
tion nicht zu einseitigen Rückverlagerungen von Produktionsstätten nach Europa 
kommen wird, sondern zu einer „sektorspezifische[n] Rekonfiguration des Globalen 
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und des Lokalen.“ Gaddi et al. (2018) kommen gar zu der Schlussfolgerung, dass auf-
grund der voranschreitende Digitalisierung Auslagerungen zunehmen werden, weil 
dadurch weitergehende Möglichkeiten zur Kontrolle globaler Produktionsketten (und 
der in ihnen Beschäftigten) entstehen. Die Ausbreitung von Industrie 4.0-Technologien 
verläuft also äußerst ungleichmäßig und kann die Ungleichheit zwischen den wirtschaft-
lichen Zentren und den Peripherien weiter befeuern (Fuchs 2018: 286), aber auch zu 
einer Polarisierung innerhalb der jeweiligen Gesellschaften führen (Dörre 2016: 3-6), 
zum Beispiel weil nur ein Teil der Beschäftigten in der Lage ist, spezifische Ausbildungs-
erfordernisse zu erfüllen. Außerdem können Großkonzerne die hohen Investitionser-
fordernisse im Rahmen von Industrie 4.0 einfacher stemmen als mittelständische Unter-
nehmen (Schröder 2016). 

Corona-Krise

Neben den geopolitischen Rivalitäten (inklusive der Rückkehr protektionistischer Rhe-
torik und Praxis) sowie den Trends zu Dekarbonisierung und Digitalisierung wirkt nun 
die Corona-Krise als zusätzlicher Einflussfaktor auf den industriellen Strukturwandel 
ein (UNCTAD 2020: 120–121). Die gravierenden wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Eindämmungsmaßnahmen haben der Industriepolitik in der EU und in ihren Mit-
gliedsstaaten zusätzlichen Aufwind beschert. Die Corona-Pandemie traf Österreich, wie 
viele andere Länder, relativ unvorbereitet. Plötzlich konnten bestimmte Güter, deren 
meist arbeitsintensive Produktion in Länder außerhalb Europas ausgelagert worden 
war, nicht über den Markt erworben werden. Nicht nur Unterbrechungen in den Wert-
schöpfungsketten, auch Exportverbote waren dafür verantwortlich. Das galt für unter-
schiedliche medizinische Produkte, aber auch für andere Teile und Komponenten, die 
z. B. in der Just-in-time-Fertigung nicht mehr verfügbar waren. Die Produktion musste 
in vielen Industriezweigen gedrosselt, in einigen auch gestoppt werden. Die in der 
Globalisierung seit den späten 1960er-Jahren entstandenen wechselseitigen und ein-
seitigen Abhängigkeiten zeigten sich überdeutlich. Angesichts dieser Entwicklung 
wurde die Sinnhaftigkeit globaler Güterketten teilweise infrage gestellt (Schlager et al. 
2020). Auch die Debatte zur strategischen Autonomie bzw. Souveränität der EU gewann 
an Intensität, da die Corona-Krise die strategische Bedeutung einzelner Industriezwei-
ge und die Importabhängigkeit der EU-Länder in diesen Industriezweigen offenlegte.

Die United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD) geht von vier 
möglichen Effekten der Corona-Krise auf die internationale Produktion aus. Erstens 
könnte es vermehrt zu reshoring, also zur Rückverlagerung von Produktionsstätten aus 
Niedriglohnländern in die Zentrumsökonomien kommen. Zweitens könnte die Diver-
sifizierung – also die global möglichst breite Streuung – von Lieferketten das Ergebnis 
sein. Drittens wäre eine vermehrte Regionalisierung globaler Wertschöpfungsketten 
denkbar, was aus europäischer Sicht eine Stärkung von Wertschöpfungsketten innerhalb 
der EU bedeuten würde. Viertens könnte die zunehmende Digitalisierung Replikation 
befördern. Dabei wird unter dem Einsatz von 3D-Druck und anderen Industrie 4.0-Tech-
nologien dasselbe Produkt an unterschiedlichen Standorten weltweit (fast) ident her-
gestellt. Wohin die Tendenz geht, hängt laut der UNCTAD letztendlich auch von der 
Struktur der einzelnen Industriezweige ab (UNCTAD 2020: 156–167).
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In der EU wächst aktuell die Unterstützung für die dritte Option (Regionalisierung), 
allerdings nur im Sinne des Leitbilds der ‚strategischen Autonomie’ in Bezug auf jene 
Industriezweige bzw. Güter, die mit Versorgungssicherheit in Zusammenhang stehen 
(medizinische Produkte, elektronische Ausrüstung etc.). Auch die Option, die Resilienz 
globaler Wertschöpfungsketten zukünftig durch eine Diversifikation der ZuliefererIn-
nen zu steigern, wird als Lösungsstrategie diskutiert (EK 2020b; vgl. etwa Braml et al. 
2020). Beide Antworten sollten nicht nur im Kontext der neuen Möglichkeiten der 
Digitalisierung und der Einschränkungen der Corona-Krise gesehen werden, sondern 
vor allem als Reaktion auf die veränderte geopolitische Lage. Digitale Technologien 
stellen ein nützliches Werkzeug dar, um Produktion so umzuorganisieren, dass sich die 
Außenabhängigkeit verringert (bzw. in absehbarer Zeit verringern könnte). 

Die auf Exportüberschüsse ausgerichtete EU-Handelspolitik wird hierbei aber nicht 
infrage gestellt – ganz im Gegenteil. Die zukünftig eigenständig erzeugten Güter sollen 
auch den Weltmarkt versorgen. Damit wird der Handlungsspielraum für Länder des 
globalen Südens weiter verengt. Während dies bezogen auf reshoring als eine mögliche 
problematische Entwicklung diskutiert wird (Miroudot 2020: 438–439), fehlt diese 
Debatte in Zusammenhang mit einer verstärkten Regionalisierung vollständig, obwohl 
die Effekte ähnlich sein können. Auch bei einer zunehmenden Diversifizierung von 
Lieferketten könnte sich das Machtgefüge zwischen transnationalen Konzernen und 
kleinen ZuliefererInnen weiter zugunsten der – meist im globalen Norden ansässigen 

– Großkonzerne verschieben. Denn während diese die Zuliefererbetriebe aufgrund der 
breiteren Streuung leichter auswechseln können, ist es unwahrscheinlich, dass kleine 
ZuliefererInnen bei der Diversifizierung ihrer AbnehmerInnen annähernd so erfolg-
reich sein werden. 

Eine progressive Alternative zu den dominanten Diskussionen über Diversifizierung 
und Regionalisierung im Sinne strategischer Autonomie bestünde darin, die Stärkung 
lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe auf die Bedürfnisbefriedigung der Bevöl-
kerung auszurichten. Nicht nur wie produziert wird, sondern auch unter welchen Be-
dingungen und zu welchem Zweck, muss hinterfragt werden. Progressive kommunale 
Entwicklungsstrategien spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle, z. B. die 
Ökonomie des Alltagslebens (Foundational Economy Collective 2019, 2020), Commu-
nity Wealth Building (Centre for Local Economic Strategies 2020) und verschiedene 
Bewegungen der Rekommunalisierung, u.a. in Amsterdam und Barcelona. 

Sowohl die aktuell dominante Diskussion über Regionalisierung in der EU als auch 
kommunale Entwicklungsstrategien bieten Anknüpfungspunkte für eine progressive 
Industriepolitik. Allerdings müssten sich progressive Ansätze in dieser Debatte über 
Regionalisierung für eine Abkehr von der starken Exportorientierung der EU einsetzen. 
Progressive kommunale Entwicklungsstrategien wiederum müssten die Bedeutung von 
Industrie und das Potenzial von Industriepolitik zur ökologisch nachhaltigen und so-
zial verträglichen Gestaltung des Strukturwandels stärker berücksichtigen. Aus einer 
progressiven Sicht muss eine Stärkung lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe 
jedenfalls mit einer stärkeren Binnenorientierung der Wirtschaft einhergehen.
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Ausblick

Die Corona-Pandemie hat auch – wie schon die Finanz- und Wirtschaftskrise – weit-
gehende staatliche Eingriffe in die Wirtschaft wieder salonfähig gemacht. Auch indus-
triepolitische Instrumente wurden im Rahmen der Strategie zur Krisenbearbeitung 
gestärkt, um einen dramatischen Anstieg von Arbeitslosigkeit und Verarmung sowie 
einer massiven Kapitalentwertung entgegenzuwirken. Bislang waren staatliche Beihilfen 
aber an wenige bis keine Bedingungen hinsichtlich der Einhaltung von Klimazielen 
oder von sozialen Standards geknüpft. Zum Teil gab es zwar Auflagen bezogen auf die 
Beschäftigungspolitik oder die Dividendenzahlungen; an eine transformative Agenda 
wurden sie aber nicht gekoppelt. Es herrscht nun auf manchen Seiten die Hoffnung 
vor, dass die Corona-Krise zu einem nachhaltigen Umdenken in Bezug auf die Rolle 
des Staats in der Wirtschaft führen könnte (Mazzucato 2020). Doch obwohl die außer-
gewöhnlichen, unorthodoxen Maßnahmen zur Krisenbekämpfung derzeit noch breit 
akzeptiert sind, ist fraglich, wie nachhaltig diese Positionsverschiebung letztlich sein 
wird.

Entscheiden wird sich diese Frage wohl vor allem in den Auseinandersetzungen 
darüber, wer die umfangreichen Staatshilfen letztendlich bezahlen muss. Es ist denkbar, 
dass insbesondere auf jene Länder in der EU, die bereits jetzt schlechte Finanzierungs-
bedingungen am internationalen Kapitalmarkt haben, massiver Konsolidierungsdruck 
ausgeübt wird, sobald die Europäische Zentralbank ihre Stützungsmaßnahmen zurück-
fährt. 

Eine Rückkehr der Austeritätspolitik post-Corona ist nicht nur möglich, sondern 
unter den gegebenen Kräfteverhältnissen sogar wahrscheinlich, insbesondere außerhalb 
der Zentrumsökonomien. Verstärkt werden könnte dies durch die Verzahnung des 
Wiederaufbaufonds der EU mit fiskalpolitischer und makroökonomischer Überwachung 
durch die Europäische Kommission. So könnte nicht nur der budgetäre Spielraum für 
industriepolitische Maßnahmen eingeschränkt werden. Auch die Polarisierung in der 
EU würde weiter zunehmen.  Zugleich werden im Zuge der neuen Konjunktur von 
Industriepolitik aber auch zunehmend zentrale ideologische und institutionelle Eck-
pfeiler neoliberaler Wirtschaftspolitik in Bereichen wie Kapitalverkehrsfreiheit oder 
Wettbewerbspolitik infrage gestellt. An der aktuellen industriepolitischen Dynamik 
lassen sich möglicherweise also auch die Konturen einer neuen, ‚post-neoliberalen‘ ka-
pitalistischen Entwicklungsweise ablesen. Dieses Heft soll dazu beitragen, diese Ent-
wicklungen und die sich daraus ergebenden neuen politischen Handlungsbedingungen 
zu verstehen, um damit auch Organisationen der ArbeiterInnenbewegung und anderen 
progressiven AkteurInnen Impulse für die Ausarbeitung eigener industriepolitischer 
Konzepte zu geben.
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